
Ergebnis der Vorprüfung nach § 5 Abs. 2 UVPG für die 2. Planänderung für die 
Verlängerung der Straßenbahnlinie 1 bis Mittelshuchting einschließlich Linie 8 bis 
Landesgrenze – Anbindung Süd - 
 
Allgemeine Vorhabenbeschreibung 
Verlängerung der Straßenbahnlinie 1 bis Mittelshuchting einschließlich Linie 8 bis 
Landesgrenze – Anbindung Süd -, 
Antrag auf Zulassung der 2. Planänderung vom 4. März 2022,  
Antrag auf UVP-Vorprüfung vom 22. März 2022 
hier: Öffentliche Bekanntmachung nach § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
Der Planfeststellungsbeschluss für die Verlängerung der Straßenbahnlinie 1 bis 
Mittelshuchting einschließlich Linie 8 bis Landesgrenze – Anbindung Süd - wurde am 1. Juni 
2016 erlassen mit Änderung vom 3. Januar 2017. 
Die Stadtgemeinde Bremen, vertreten durch das Amt für Straßen und Verkehr und dem ihm 
zugeordneten Betrieb gewerblicher Art (BgA) – Bau und Vermietung von 
Nahverkehrsanlagen - in Bewirtschaftung des „Sondervermögen Infrastruktur der 
Stadtgemeinde Bremen“ hat unter dem Datum vom 4. März 2022 bei der Senatorin für 
Klimaschutz, Umwelt, Mobilität, Stadtentwicklung und Wohnungsbau Bremen beantragt, eine 
Planänderung zuzulassen. Gegenstand der beantragten Planänderung ist eine Änderung 
des Grunderwerbsverzeichnisses (lfd. Nr. 6.2) mit entsprechender Änderung des 
Grunderwerbsplanes. 
Für die Entscheidung nach § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) war bezüglich der Planänderung nach § 9 Abs. 1 Nr. 2 UVPG unter 
Berücksichtigung der in Anlage 3 aufgeführten Kriterien zu prüfen, ob die beantragten 
Maßnahmen erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben können und daher die 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung erfordern. 
Umweltauswirkungen 
Aus der vg. Planänderung resultieren keine Eingriffswirkungen, weil das in 
Grunderwerbsverzeichnis und –plan ergänzte Grundstück bereits im Rahmen der 
Umweltverträglichkeitsprüfung für das Vorhaben „Anbindung Süd“ berücksichtigt worden 
war. Die Auswirkungen der Inanspruchnahme dieses Grundstückes wurden für das 
planfestgestellte Vorhaben vollumfänglich dargestellt und sind auch im 
Landschaftspflegerischen Begleitplan berücksichtigt. 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Prüfung ergeben hat, dass aufgrund der im 
Rahmen der beantragten Planänderung durchzuführenden Maßnahmen erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen unter Berücksichtigung der in Anlage 3 des UVPG 
aufgeführten Kriterien ausgeschlossen sind. 
Daher besteht keine Verpflichtung, für die beantragten Entscheidungen bezüglich der 
beantragten Planänderung eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem UVPG 
durchzuführen. 
Diese Feststellung ist nach § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht selbständig anfechtbar. 
Bremen, den 8. April 2022 
Die Senatorin für Klimaschutz, Umwelt, Mobilität, Stadtentwicklung und Wohnungsbau 
Planfeststellungsbehörde 
Az.:600-3-04-02/Linie 1+8 
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Anbindung Süd 
– Verlängerung der Straßenbahnlinie 1 bis Mittelshuchting einschließlich  
Linie 8 bis Landesgrenze - Planfeststellungsbeschluss vom 01. Juni 2016 - 
Antrag auf Planänderung gemäß § 76 BremVwVfG 
 
Hier: Erläuterung zum Bewertungsbogen zur Feststellung der UVP-Pflicht von Straßen- und 
Straßenbahn-Baumaßnahmen 
 
 
Lage und Bezeichnung des Vorhabens / Angaben zu den voraussichtlichen 
Umweltauswirkungen 
 
Der Planfeststellungsbeschluss für die Verlängerung der Straßenbahnlinie 1 bis 
Mittelshuchting einschließlich Linie 8 bis Landesgrenze erging am 01. Juni 2016. 
 
Im Rahmen der Projektabwicklung und der Erstellung der Planfeststellungsunterlagen wurde 
ein von Grunderwerb betroffenes Grundstück, Gemarkung VL 65, Flurstücks-Nr. 224/5, Blatt 
3489 überplant (vgl. Planfeststellungsunterlage Anlage 04 – Lageplan 06 mit 
Blaueintragungen). 
 
Das o.g. Grundstück wurde in dem technischen Lageplan (vgl. Planfeststellungsunterlage 
Anlage 04 – Lageplan 06 mit Blaueintragungen) der Planfeststellungsunterlage überplant 
und dargestellt, jedoch nicht im Grunderwerbsverzeichnis (vgl. Planfeststellungsunterlage 
Anlage 15 mit Blaueintragungen) sowie im entsprechenden Grunderwerbslageplan (vgl. 
Planfeststellungsunterlage Anlage 14 – Lageplan 06) ausgewiesen. 
 
Dieser Missstand soll nun auf Basis einer Planänderung gemäß § 76 BremVwVfG korrigiert 
und behoben werden. 
 
Das in Rede stehende Grundstück wurde im Rahmen der Umweltverträglichkeitsprüfung für 
die Anbindung Süd im Planfeststellungsverfahren berücksichtigt. Die Auswirkungen auf 
Natur und Landschaft wurden für das Vorhaben vollumfänglich dargestellt, Maßnahmen zur 
Vermeidung und Minimierung aufgezeigt sowie Maßnahmen zum Ausgleich und Ersatz 
verbleibender, erheblicher Beeinträchtigungen im Landschaftspflegerischen Begleitplan 
dargestellt (vgl. Planfeststellungsunterlage Anlage 19_1 Bestands- und Konfliktplan und 
19_2 Maßnahmenplan, Blatt 04 mit Blaueintragungen). 
 
Im Zuge der geplanten Planänderung könnten die Angaben zu den voraussichtlichen 
Umweltauswirkungen daher mit „nein“ beantwortet werden. 
 
 
 
 
Gez.  
i.A. Freise 
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